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HAARGRAIETES. | 18. Sitzung. 


Stenographischer Bericht 


üher die a etnch, den 16. Mai 1923 in.der Aula der Or 
realschule zu Saarbrücken. stattgefundene Sitzung des landes- 


rates des »aargebietes. i 


Der Vorsitzende ‚Überregierungsrat Koßmann,eröffnet um 2 Uhr 
45 Minuten nachmittags die Sitzung. 


Seitens der Regierungskommission ist anwesend: 
 Steatskommissar Verwaltungsdirektor Dr.G.A.Liesch. ; 
Entschuldigt fehlen die Be: | 

Angel (2: )-St. ae er (L.V. a Be: (2. 1 | 
. steil 
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Tagesordnung : 
Fortsetzung der Beratung über die Verordnung betr. 


Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit 
im Smarseniet. 
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a Das Wort zur Abgabe einer Erklärung hat der Abgeordnet@ 
ender. 


Dr.Sender (Soz.): Weine Damen und Herren! In ER vorigen Sitzung istä 
seitens meines #raktionskollegen eine kleine Entgleisung ent-2 
standen in der Kat uckemeise: feh habe deshalb namens des 
Herrn Hoffmann folgende Erklärung zu geben: 


" Der Abgeordnete Scheuer hat in der letzten Sitzung in 
in diesem Nause in der Abwesenheit des Herm Hoffmann eine 


Erklärung seitens _der Fresse ag geben. 
Meine Kritik war sachlich durchaus ee und | 


wenn ich in Verbindung meiner Bitık einen Ausdru 
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Ausdruck gebraucht habe, so bedauere ich das, 
Jch nehme an, dass der Zwischenfall nunmehr 
BE seine Erledigung gefunden hat. 
Vorsitzender: Mir treten jetzt ın die Besprechung ein betr. 
die Verordnung betr. Aufrechterhaltung der Ruhe und 
Ordnung im Saargebiet. 
Das llort hat der Abgeordnete Dr.Scheuer! 
Dr.Scheuar (D.P.): Meine Damen und Horren! Es ist furchtbar, 
wenn Mensch®n unschuldig physisch in Fesseln ge- 
schlagen werden, wenn sie ihrer Freiheit beraubt 
werden, wie das in den jüngsten Tagen in Wehrden 
geschehen ist. Ein Urteil, dessen Ungerschtigkeit 
in allen Iändern anerkannt rird. Tragisch aber 
ist os, wenn eine ganze Bevölkerung geistig in 
Fesseln geschlagen wird, wie das mit der Bevölkerung 
Ges Saargebietes durch die Notverordnung geschehen 
ist. Nichts erträgt der aufrichtige Mensch schwerer, 
als dass er seiner geistigen Treiheit boraubt wird. 
Die geistige Freiheit gilt überall in ellen Ländern 
&ls höchstes Jdeal und wird überall in Lied und 
Dichtimg besungen und gepriesen und es ist bizarr, 
E dass diese Frenzosen bezw. die Nachkommen, die zu 
Ende des 18. Jahrhunderts, die den Ländern die 
Liberte gebracht haben, es sind, die im Rheinland 
und auch im Saargebiet in unerhörter !!eise die 
Freiheit in Fesseln schlagen. Zin Sturm der Imt- 
rüstung ging bei Erscheinung der Notverordnung durch 
das ganze Saargehiet, und in geharnischten kurzen 
Erklärungen haben wir vor ihrer endgültigen Begut- 
achtung dazu Stellung genommen Houte liogt uns im 
Landesrat die Verordnung zur Begutachtung vor» Man 


hat das Gefühl, dass man sich mit Verachtung davon 


-abrrenden 
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In eine eingehende Beratung werden i 


abwenden wills 


wir uns nicht einlassen Das möchte auch ich zum j 


Ausdruck bringen. Die srregung der Bevölkerung ist E 


eine s6 tiefgehende; dass sie es nicht verstehen ı 


dirde, wenn wir uns nicht mit einer Gencraldebatte | 


beschäftigen und vor der Telt und vor dem Völkerhund \ 


laut erklären würden, dass 3iesc Notverordnung die j 
x 


größte Ungerechtigkeit ist, die je einer Bevölkerung 4 
angetan worden ist, Die Verordnung ontbehrt jeder 
Rechtsgrundlage. Weine Damen und Herren, ich will 


Sie nicht langweilen, weil Junen meins Herren 





Vorreäner Levacher und Sender dies zur Genüge vor- 
getragen haben. ; 
Ich möchte doch noch einmal darauf hinmisen 
auf die Verhandlungen im englischen Unterhaus. 
Asquith, der frihore englische Ministerpräsident 


von Ingland hat im englischen Unterhaus erklärt, unter 


Berufung auf eine Stelle iin Versailler-Vertrag, denn 


durch den Vertrag von Versailles sind uns unscr® bishe- 
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rigen Grundrechte rhalten und zu diesen gehört die 


| Freiheit des Torts und der Presse» 
: Der Präsident aer Regierungskommission beruft 
sich darauf. dass der Erlass der Notrerordnung 


nötig gewesen WTOe Für jeden aber, der sehen will, 


N puogy 


ist es klar, daß dies eine Ungerechtigkeit ist« In 


> 4 2 
ag a er 


den 3 Jahren ist nicht in einem einzigen Fall einer 
der vielen Tatbestände hier vorgekommen, Nicht ein- 
mal der Fall Hector kenn hierher gerechnet werden.‘ 


Gestern hat der Harr Staatskommissar Dr.Liesch es 


unternommen, Für die Verordnung eine Reihe von Grün- 


den anzuführen, ale noch nicht ins Feld geführt TWareNe 


Ich muss sagen, daß ich den Herrn Staatskommissar 


als 
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als Mensch bisher schätzen gelernt Ka, 
(Zrischenruf? offizialverteidiger!) 

Der Herr Staatskommissar hat den $ 30 angezogen und 
orklärt, die Verordnung sei nötig gewesen zum Schutze 
der Sicherheit der Personen und des Bigentuns. Wenn 
man das so hört, sclite man meinen, als ob die Fer- 
sonen noch nicht geshhützt gewesen sr, "ir wissen 
aber, dass wir in einem Ordnungsstaat golebt haben. 
Er hat fomer erklärt, die Aufgabe zum Schutz dcs 
Eigentums ssi hier schwerer als sonst. Jch muss dies 
bestreiten und zwar deswegen, weil die negierungs- 
kommission sich hier auf die Bajonette stützt. Wenn 
die Bajoncstte verschwunden sein werden, wird die Auf- 
gabe zum Schutze der Sicherheit nicht schwerer sein 
als sonst. Der Herr Staatskommissar hat. gemwint, 

wir hätten hier eine Bevölkerung mit gemischter 
Nationalität. Das ist richtig in gewissem sinne. 
Jch frage auch hier, ob er mir einen Fall nennen 
könnte, wo einem Ausländer ein Häärchen gekrümmt 
vorden ist. Kann ermir diesen Fall nennen, so bitte 


ich den betr. Ausländer auf den Tisch des Hauses zu 


legen. 


(Lachen) 

Tarum hat man 3 Jahre gewartet mit dem besonderen 
Schutz der älktng, Ferner wurde angeführt, dass 
am 15. Jamuar sich eine Menschenmenge vor der Berg- 
werksdirektion versammelt hätte und Drohungen aus&°s- 

stossen hätts. 
Mir ist berichtet “orden von Augenzeugen, dass 


sie niemals eine So ergreifende Atunde erlebt hätten 


wie diese $ tunde» 


( Schr richtig.) 
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'fenn wirklich Drohungen ausgestossen worden sind, 
warum ist man nicht ten, Menn etvas 
passicrt wäre, dann hätte der Tatbestand des Landes- 
friedensbruches TERROR Zum Schlusso hat er 
noch gemeint, die Regiorungskommission hätte einen 
besonderen Schutz nötig. Tenn ich das so verstehen 
soll, die Regierungskommission hätte einen besonderen 
Schutz, einen persönlichen Schutz, nötig, denn ver- 
‚stehe ich richt, dass die Regi erungskommission 
„.. unvorständlich ... 
( Zwischenruf, sie hatte ja ! ) 
&o viel ich weiss, bewogen sich dis Leute ohne jede 
. Angst unter ei. Soll ich aber verstehen, dass 
die Regierungskommission einen Schutz gegen die 
Kritik ihrer Handlungen haben will, dann wird auch 
die Notverordrung nichts keiten, Es ist gesagt 
worden, die Regierungskommission kann sich auf kein 


Parlament stützen. 


Et Zwischenruf Levacher? Studionausschuss) 
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Sie möge uns zum Parlament machen. Das beste 
Ruhekissen ist immer das Vertrauen der Bevölkerung | 
und ich möchte feststellen, dass die Unruhe eigent- | 


lich dureh die Notverordnung geschaffen worden ist, 


Zu: 


Scit der Verkündigung der Notverordnung sind 2 12 


Monate verstrichen und ich betone noch einmal, dass 


© 


"06 Notrerordnung noch in keinem einzigen Falle 
angewandt worden ist, mit Ausnahme bei der Presse. 

‘ Menn wirklich in einem der Helen Pelle des Verbotcs 
der Blätter cine Beschimpfung und Verleumdung Frank- 


reichs vorgelegen hätte, so frage ich weiter, LO 


denn dadurch die Ruhe und Ordnung im Saargebict 


gestört 





Bu 


gestört werden snll. Hat Frankreich otwa seinen 

Sitz im Saargebiet? Es ist ein botrüban® Zeichen, 
wenn Rault glaubt, die Blätter strafen zu müssen, 

dass sie die "ahrheit gesagt haben. Es ist gestern 
bereits von Herin Dr.Sender vorgetragen worden, dass 
in politischen Dingen dio ordentlichen Gerichte recht- 
sprechen kömnen und nicht die Verwaltungsgerichte. 

Der Horr Staatslommissar meint, wir müssten uns vor 
diesen Gerichten beugen, Es ist aber ein uraltos 

- Recht, dass man ein Urteil schelten darf. 

In Genf ist in der letzten Sitzung die Notver- 
ordnung auf Veranlassung des Herm Branding zur 
Sprache gebracht worden und dies veranlasst mich, ihm 
von dieser S+clle aus für seine Stellungnahme unseren 
Dank auszusprechen. Die Blätter in Frankreich waren 
wütend, dass Schweden aus sich herausgegangen ist und 
darauf gedrängt hat, dass die Saarfrage in der Sitzung 


des Vöikerbundsrates besprochen würde. Wenn die Ver- 


ordnung wirklich sn borechtigt ist, wie man es hinstellt, 


“ varım und wie erklärt sich das Müten dor französischen 
Presse. Mir scheint es, als sei dies cin Ausdruck des 
schlechten Gewissens Frankreichs. Es ist in Genf zu- 
tage getreten, dass Herr YTaugh ven der Regierungs- 
kommission schon dagegen gestimmt hatte. Wir orkennen 
"dankbar an, dass Herr "augh dagegen gestimmt hat, 
aber auch das, dass cr auch einmal nach Genf gefahren 
ist und dass nicht immer allein Rault zu "orte kommt. 
Mir erstreben aner auch, dass einzelne Mitglieder 
von uns dort gehört werden. Solange das noch nicht 
erreicht ist, begnsgen wir uns damit, wenn auch dio 
übrigen Mitglieder der Regierungskommission, insbe- 
sondere, wenn Herr Taugh nach Genf fährt und zu 


diesem 
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diesem Horrn haben wir das größte Vertrauen. Wenn 
os wahr ist, was Wood im onglischen Unterhaus mit- N 
goteilt hat, dass sich das saarländische Mitgliod 
seiner Stimic enthalten hat, so kann man nicht 
enders. als diese Haltung als kläglich bezeichnen. 
Diese Haltung würde das Misstrauen rochtfertigen. 

Man orfuhr von den Verhandlungen in Cenf, dass # 
Rault für dio Notwendigkeit der Notrorordnung zwei | 
Gründe angeführt hat: 


l. Geheime Verbindungen, 2. den Streik. 





Bei den geheimen Verbindungen kann man sich einos 
Tächelns nicht orwehren. Man hat den Gedanken , dass 
diese geheimen Verbindungen geschaffen werden müss- 
ten, damit Rault mit irgend eincm Material in Gen? 
an den Tisch kommen kann, enn wirklich geheime 
Verbindungen bestehen, dann heraus mit dom Material j 


’ 


auf den Tisch diesos Hauses. Man hat bei unschuldi- # 
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gen Leuten, bei Pfarrer Bungarten und Pfarrer Halke 
Haussnmchungen vorgenommen. Man hat sich in einem 
öffentlichen Schreiben an Rault gewandt und darin 
gcheten, Genugtuung zu schaffen für die ungerecht- 
fortigte Hesssuchung.e Aber bis heute hat man noch 4 
nichts davon gehört. 


‘ 


Nun der Streik. Jst der Streik wirklich ein a 


HrrnT 
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Grund gewesen, die Notverordnung zu erlassen? Dor 
Streik hat nicht mehr wio 3 Y2 Monate gedauert. 


Anstatt diosc Verordnung zu erlassen, hätte sich I 


der Präsiäont Mühe geben sollen, den Streik beizu- 4 
legen. | | j 
( Sehr richtig ! ) | j 

Bei cinor unparteiischen Prüfung der Gründe a 


zum Erlass dor Notvcrordnung wird man finden, dass 


Zu »> 
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8io nicht nötig war, und dass sie ebenso wie die 
neueste Verorünung Über das Terbot ron Streikposten- 
stehen, sofort aufgehoben werden MUSS. Bei Gen Ver- 
handlungen in Gen? hat, Berr Rault erklärt, der Stu- 
dienausschuss habe im Pr’nzip die Notvorordnung 80 
billigt. Dem ist ontgegenzuhalten, dass ein end$ül- 
tiges Gutachten des <+udienansschusses noch nicht 
vorliegt. Jch bin der Meinung, man soll dio Mitglie- 
der des S+udienausschusses nicht eher verurteilen, 


bis man sie gehört hat. Jceh bin von Herrm Köhl er- 


mächtigt, hier in seinem Namen die Erklärung abzugeben, 


daß er gegen Ai3o Notverorenung gestimmt hat und dab 

or in der fatalen Sitzung von 18.April nicht zugegen 

war. Jch bin überzeugt, Cas® Herr Staatskommissar 

die Erklärung abgeben wird, ob os wahr ist. 
(Stastskomnissar Dr.Tiesch: ich habe keine Ver- 
anlassung mu widersprechen. ) 

In Genf hat Herr Reult gesagt, Alc Verordnung 
läge dem landesrat zur Begutachtung vor. Das war 
nicht ganz richtige Die Verordnung wurde am 7. März 
orlassen und die Verhandlug en in Genf waren am 2%. 
und £3+ April. Der Tandesrat ist seit 15. März zu- 
sarmen und trotzdem wird Clc Verordnung orst jetzt 
auf die Tagesordnung gesotzt. Der Zweck, dass die 
Verordnung nirht sofort rorgelegt mırde wer der, dass 
mon erst die Verhandlungen in Gem: vor sich gehen 
lessen wollte. han hat auch unser® Erklärungen über- 
sehan, die wir bereits gleich nach Eröffnung des 


} 


Tandesrases abgegrben haben, N»iese Rrklärungen mur- 


719: A 
den mit keinem Worte erwähnt, Die angebliche Ür- 


L\ärung des <+ndienausschussss hat man erwähnt, aber die 


Erklärung des Iendesrat liossmen unbeachtet, und dies 


mit 
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mit Absicht, 


Tin Futes hat die Notvarordnung allerdings be- 


"habt und sic hat sich als ein Teil der Kraft er- 


wlo son, dic das Böse wollte, aber das Gute gebracht 
hat. Sie hat dazu geführt, dass In Genf die Saar- 
fragen otwas cingehendor behandelt wurden als 68 

sonst dor Fall war, dass das Unterhaus in die Ver- 
hältnisse hineinge leuchte! hat und noch weiter hinein- 
lcuehten wird. Der von mir schon crwähnte Engländer 
Asquith hat bei seiner Regierung Schritte unternommen, 
um einc besonders Sitzung des Völkerbundsratos cinzu- 
nröh. Tonn die britische Regiorung sich diosen 
Vorschlag auch nicht zu eigen gemacht hat, hat sie 
vorgeschlagin, Vertreter zu erenennech, dic Beri cht 

or statten sollen, damit der Völkerbundsrat cine un- 
partoiische Form Gastes: "ir begrüßen diesen Vor- 
schlag und bogrüben auch, dass er bald zur Ausführung 
gelangen wird. Jch habe im Morgenblatt der Frank- 
furter. Zeitung solesen, daß dieser Vorschlag Fuß 
gsfasst hat. ir wünschen, wonn die britischen Vor- 


treter hier hor kommen, deß sie es nicht machen, wie 


die bisherigen Vertreter Acs Völkerbundes, daß sie im- 


mer nur die Mitgliedor der Regierungskommission an- 


hören, sondern daß sio sich auch weitere Informationen 


vorsrhaffen, und daß die Unzufriedenheit aufhört, daß 


zur ein Toil gchört worden ist. Tenn beide Teile gehört 


“orden wären, wärc schon manches besser gworden. Tonn 


die Notverordänung jeder rechtlichen und materiellen 
Grundlage entbehrt, SO ist die Bezugnahme auf das 


Aoutsche Reichsgesotz zum Schutze der Republik völlig 


deplaciert 
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Im Sasreobiot is; noch kein Trzberger und auch 


kein Pathenen armordet warden. Jm Saargebict be- 


etehen auch keine Gehsinorganisationen, aubor Im 


4 


Gehirn der Saarregierung- Die Novo srordnung geht 


ro 


noch weiter über das Gesetz a: Gerade die De- 


stimmung über ale Artikal 1 und 2, die bisher vOoli- 
komsen zu Unrecht augewandt worden sind, finden sicäa 
im Reichegesetz überkaupt nicht vor. dm Reichsge- 
setz sind nur Angriffe gegen die Mitglieder der 
Reichs- bezw. Staatsregierungen unter »tre To go- 
s+tells;. Wior sind auch Angriffe gegen Cic von der 
Regierungskormission ger offenen Finrichtungen sowie 
die Angriffe gegen die mit der kusführung besuftragten 
Beamten unter Strafe zastarls; Dadurch ist schlechter- 
dings jede Kritik an der Regierungskommission und an 
ien Beamten innözlich gemacht mad dadurch iedes voli- 
tische Lober. im Saargebiot rastet. Ferner ist das 
Reichsgesetz von Reichstag selbst erlassen, also die 
‚ehr ei+ der Tolksvertretung hat dieses Gesetz gegs- 
hen: Im Sasrgetiet ist die Verordnung gegen den 
"i]j]en des Volkes erlassen worden, Jm Reich besteht 
£ür die Mitglieder des Reichstags und des Lendtags 


die Jmmunität, die ir als Mitglieder des Lendesratos 


ienn der Streik wirklich die Ursache zum Hr71la8$ 


der Notrerordnung wer, wo ist dio Bestimmung, dass nach 
"rlöschen des Streiks die Notrerordnung aufgehchen 
ist? Dder dass sich die Notverordnung von selbst 
außer Kraft setst; Lsreuis geht hervor, dass 3er 
Teck der Verordnung nicht so sehr Zum Schutz der 


Regierungskommission und zur Aufrechterhaltung der 


Ur ung und Sicherheit ist, sondern vielmehr zur 
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völligen Knsbolung des freien llortes dor Öffentlichen 
Meinung und des Landosratces selbst. Aus dom Geheim- 
bericht Dariac geht hervor, dass Frankreich cine 
anderc Lösung der Saartrago ill, me sic der Vertrag 
von Versaillos vorsicht. Das Saargebict soll zum 
Rheinland geschlagen werden, das Saargebiot mit dem 
Rheinland soll von Deutschland losgo rissen verden und 
zu cinem Pufforstaat gemacht ee Das ist die Ab- 
sicht Frankreichs und zur Vcrvollständigung und zur | 
Erzielung diescs Programs wird die ee und 
Tötung der Prossc angewandt, Gott sci Dank ist dor 
“ Angriff auf dio Arbeitergewerkschaften abgeschlagen 
worden durch die Solidarität der Arbeiter und der 
Bevölke rung. 
Jm onglischen Untorhaus hat der Abg.Fishor dic 
Frage angoschnitten, dass der Vorsitzende der Rogio- 


rungskommission iamer ein Franzose sci. Jceh persönlich 
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habe volles Verständnis dafür, daß der Franzosco nicht 
sus seiner Haut horaus kann, daß cos ihm schwer fällt, 
gogen die Richtung soiner Politik zu kämpfen, Die 
Kluft zwischen Rogierungsko. mission und Bevölkerung 


ist so groß, eber vielleicht ist es noch nicht zu | 


" PuZ 


spät, daß diese Kluft noch überbrückt werden kann, j 


wenn dor Kurs von Grund auf geändert wird, dab diesc 


= 


Notvorordnung und die neue Streikvorordnung aufgchoben 
Wird. 

Meine Damen und Herren! Herr Pfarror Bungarten 
hat einen offenen Brief an den Herm Präsidenten gc- 
richtet und ich möchte zum Schluss ein offcencs ‘ort 
an den Norrn Fräsidenten richton und zwar eine poctische 
Reminiszenz-» 


Herr Präsident geben Sio dem Volk des Saargc- 
1cotos 
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Saargebictes dio Kedarkonfreiheit wieder- 


(Byaro’t. ) 


tarius (Ztr.): Meine Damen und Herren! Die Herren Vorredner 


haben-die Auswirkungen der Notverordnung besondors 
gegen die gesamte Borölkerung behandelt, Jch er- 
laube mir ganz kurz auf Cio Auswirkungen gegen die 
Borlisvortrotungen ‘or Yirtschaftskroiso Stellung zu 
nehmen; Wenn der Herr Vertreter der Regiorungskon- 
mission sagt, es bestände ein serisser Gegensatz 
zwischen Ausländern, die berufsmäßig hier seion 
und der einheimischen Bevölkerung, SO bedauere 

ich, dass Herr Dr.läosch die Intwickelung im Saar- 
scbiet nicht kom. 

Als sich das Saargebiet notgedrungen der Nic- 
derlage des Krieges fügen musste, bestand im Saar- 
gebiet kein Hass gegen die Franzosen; Nach Ab- 
schluss des "affonstillstandes erhielten die Fran- 
zosen überall bereitwilligste Unterstützung, "”enn 
ir nun die Entwicklung von heute beurtcilen, So 
ergibt sich folgendes: 

Mir hahen im Saargebiet einige Jahre mit der 
Aoutschen Militärverwal tung arbeiten müssen, wir 
haben 1 2 Jahre mit der französischen Mlitärver- 
waltung arbeiten müssen. losentliche Unterschiode 
ergeben sich nichts ir sind aber besser gefahren 


mit der deutschen und französischen Militärvorval- 


tung als in den 3 Jahren mit der Regierungskommission. 


Tch meine, das beste ist als Beweis, daß in dem über 


14 Wochen dauernden Stroik dio Regierungskommission 


und die Stroikleitung nicht ein einziges Mal zu 


oinor Aussprachs gekommen sind; Es war nicht unsere 
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Schuld, der Versuch va! gemacht und wir ms ten 


Ihlehnen, eis Bettler aufzutreten; Die Raglerung®- 
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ıssion | ı dem Versaillor Ver ie 
-ommission hat nach dem Versa llor Vertrag d 
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Regiornngsgewalt, die Zrüher der deuischen Regierung 


a ! a) Re 3 er e ] 5 
"eustand und auen dem Relcäastag D02W> Tandtag zustand 


Sie vertritt den Trühsren Bundesrat, den König von 
Preußen und auch den König von Kayern» Der Versailler 
Vertrag givt gewis so’ Yorreehtes Sie kann die Gruben 
stillegen, sie hat das Recht, jedes Ausnahmegesetz 
anwenden zu lassen, sie kann K Kohlen verteilen, SIo 
hat Vorrochte mur wegen des Sachwo! -tos, abcor keinor- 
lei Rechte über dic | \ienschens Das steht fest. Die 
Rogierungskommission kann gegen den "illen dcs Iran- 
„ösischen Staates Gesetze für dic Bergarbeiter er- 
md @ Absatz 3 und $ 26 werden 310 finden, 
daß dis Pegierungskomissinn nach vorheriger Befragung 
der Bevölkerung such Acndsrungen der Berggesctze 
vornehmen kann auch gegen den Tillon des französi- 
schen Staatess 8 46 sieht vor nebon der Aunbeutung 
der Gruben such das chl der Bevölkerung,» Dice 
Roegierungskommission hat bei ihrem Amtsantritt sinen 
bereit willigen 39 on hier gefunden. Herr Dr,Liesch 
könnte sich darüber orientiorcn, in welch yeitge- 
hendster \lelsc “ir uns zur Mitarbeit bereit srklärt 
Ehen. "os ist aber geschehen? Noch nichts ist 
E eokahen; Top]. aber cine ungeheuort Zahl. von Aus- 
nahmegssetzen und Ta ‚tsache ist, dab sich gio beiden 
Notrorordaungen nur gegen die arbeitende Bovölkorung 
dos Saargebistes richten. Die Rogierungskommission 
hatte 1918 oinen guten Ausbau der Gesotzes Tas tat 
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dor Praxis is+ nieht erfolsis Sozialgosetze warden 
eingebracht olne Rücksprache und 9 9% dor Eingaben 


hiieben unbeantwortet. Zine Zusammenarbeit hat nicht 
stattgefunden: Nas Koalitionsrecht, von den nur in 
äußerstem Maße Gebrauch gemacht wuröe, 3st durch die 
No+varordnung ia Cefahrs Jch bin fest überzeugt, 
hätte die Regierungskormmission die Anerkennung ger 
Gewerkschaften durchgeführt, Tarif- und Schlichtungs- 
ausschüsss gesetzlich ausgebaut, dann mar der große 
Streik im Saargebict zu Inder 

Meine Damen und Herren! Die beiden Verordnungen 
als solche, sind nicht etwa eine große Ausnahme, son- 
dern licgen im Rahmen 6er dreijährigen Regierungspo- 
litik,; Man soll es nich* tragisch nehmen, wenn man 
sich alles betrachtet, was in den 3 Jahren hier ge- 
schehen ist: Noch hei keiner Yorlage war die Rogie- 
rung mirklich bestrebt in leraler Weise mit uns auszzu- 
kommen; Die sonze französische Politik arbeite! nach 
Vorbild und man glaubt, das Saargebiet würde so ver- 
waltet nach Vorbild Risass-Iothringen von 1871 bis I911. 
Ja den letzten 20 Jahren hatte ich in Lothringen Gc- 
legenheit au. beobachten, aber ich muss sagen, soviel 
Durmheiten, wie hier in den 3 Jahren gemacht worden 
sind, sind äor; nicht gemacht worden; Dort wurde oin 
Verwaltungsausschuss gebildet vnd die Tusemmenarbeit 
war ganz anders vrle hier: Wenn men die Verordnung 
in ihrer Auswirkung auf Berufsorganisationen beurteilt, 
so indes me, dass sic viel gefährlicher ist, wie 
mencho ahnen. Der Herr Staaiskemrissar sagte, Gesetze 
sind da um sbschroekond zu wirken Heute weise ja ric- 
mand hehr, was or tun darf; is war zeB. bei dor Niil- 


ärNiktatur vielfach mehr Freihoit als jetzt- Damals 
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misst jeder, was er vun durfte. heute aber nicht 


mehr: Monn os der Regierungskommission sctällt, 
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cde »olitische Beiätigung unter- 


Fa 
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ne 7° 


denn kann sie 
Händen: Dass man den Gewerkschaften an den Kragen 
i 


412, das hat mancher Vorgang erwiesen: Das GrSte: 


a ee u 
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as, man will, ist, Güte Gewerkschaften des Saargebie- 


tes von den Spitzengewerkschaften Deutschlands abzutrena 


nen; Warum hat man versucht, den Bergarbeitorstreik 
ale politisch kinzustellen, warum het man die Not- 
rerordnung geschaffen, worun hat man gcdroht, dio 
Kassen zu boschlaenahmen und Organisavionen sufzu- 
heben. Nicht im Interesses der Arbeiter, sondern 
auf Umwegen die Unterdrückung machen zu können. 


Es mrde gertern von Herm Dr Sender sehr richtig 


sesagt, dass man die Solidarität der 120 000 Arbeit- 


4 


nehmer nicht gekamt hat- Man velss such, daß man 
in Deutschland, wenn es notiut, einige 109 00% unter- 
stiitzen kann; Die haben es geien, curcsh Erhebung 
von gewöhnlichen Beiträgen. Der Versailler Vertrag 
wird in disser Notrerordnung untor besonderen Schutz 


gestellt; Fs ist an un? für sich charakteristisch, 


; 


daß der Vertrag überhaups eines Schutzes bedarf. 


Aber äte Bestimrng, daß derjenige 5 Jahre ins Gofäng- 


- een 


nis wardert, der den Vertrag von Versn}lleos vorächt- 
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T3eh macht. Das trifft für die zu, die von den 
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Auswirkungen des Tersailler Vertrages am härtesten 


ho+rroffen warden! Er ist Tatsache, cass die Aus- 


ww 


wirkungm auf die deutsche rbeitnehmerschaft in 
anderer Tom weiter wirkt, wie die Bloksdo während 
I 


dos Krieges: Fe.hat kein Wonsch eine Ahnung, welch 


ungeheuore Not Aurch die Auswirkungen Gos Vertrages 


geschaffon mırden und wisvie) zugrunde gehen; Und 
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wenn man an ss lort Vlenunoems denkt, dass noch 
©) Millionen zuviel sein sollen. \enn Sie heute 
die Fachzeitung verfolgen, wenn Sie sich Vorträge 
anhören, so werden Sio finden, dass sich Y\0 der 
Vorträge mit wirischaftlichen Fragen beschäftigen, 
mit den Auswirkungen des Versailler Vertrages. Wer 
aber im Saargebiot versuch‘, einen solchen Vortrag 
zu halten, läuft Gefahr, nach der Lorchestlur zu 
kommen. 


Herr Iovacher sagt, er beglückwünscht den Pabst, 





daß or nicht im Saargebi ot wohnt. Eh es ihm 
sehlacht; Former ist unter S+rafe gestellt. Ein- 
wirkungen, dis die Volksabstinmung 1985 heeinfiussen 
Eike; Tino sehr gefährliche Bestimmung ist das 
VTorbot 'iher die Versimmlungen und dio Eur.ösung von 


» 


VTersinen- 


Ich mwndere mich, drss man den Mu) hat, sich 


re 


a Tr mM be m 
bei der Nosverorinune anf das deutsche Gesotz ZU 


“ 


berufen, denn hinter dem äsutschen Cesetz Liegen 
ganz anders Gesicht spunkte wie hier. Jch habe mir | 
on /Hedacht, wer. dieson Kuchen gebacken hat, Jch 
nehme an. daß 38 ein Dentscher war- Diesem Geut- 


schen Peamtan sollten Ale Fünde verüorren Und 
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Resieminoackommission tut, dam besteht ale 
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Gesetzlosigzeit 11 voilstem Vaße, dern weise man nicht 


Eohr, was men tun und lassen soll- Jch glaube, ir > 
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haben über die gesamte Verordnung mehr Morto gc- 
"braucht, wie sie os vordiont hats Die Geschichte 
wird sich über diese Tätigkoit schon ihr Urteil 


Yyalden: "as sind 15 Jahre im Leben der Völker, was 


sind 50 Jahro? 
Jch nehme an, dassiman nach Kenntnisnahme der 


Stollung des Landesratss SO loyal scin wird und zieht 
die beiden Verordnungen zurück, Und dann die Herren 
vom Studienausschuss, die sind nicht von Volk ge- 
-ähl+ und ich glaube das eine sagen zU können, das 
Mitglied unserer Partei, das dieserVerordnung direkt 
„der indirekt zustimmt und sie nicht ablehnt, hat 
ch ohne weiteres außerhalb dem Rahmen der Partei 
gestellt Jch glaube, die betr.Herren, die es angeht, 
sind so anständig und ziehen die Folgen ehe es zu 
spät ist bezw. ehe sie von anderen gezogen werden 
mMüssen- 
Der Regierungskommission möchte ich sagen, 
erkennen sie ruhig an, dab sie So weit gegangen 


sind. Heben sie die Verordnung auf. Sie schaden 


nich+ uns sondern sich selbst. 
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Betz (So2.): Meine Damen und Herren! Die Geschichte 
ist unsere beste Lehrmeisterin. Sie zeigt uns, daß 
überall dort, wo an Stelle von Vernunft und Demokratie, 
Gewalt und Diktatur gesetzt werden, das Gegenteil 
von dem, was ‘die Anbeter der Gewalt erreichen wollen, 
erzieit wird, 

Schauen wir zurück in die Zeit vor Ausbruch der 
großen französischen Revolution: Der Despotismus 
eines Ludwig des Vierzehnten und Ludwig des Fünf- 
zehnten wurde durch die Ströme von Blut, die bei der 

"Revolution vergossen wurden, bitter gerächt,. Der 
russische Zarismus fand in der Ermordung des letzten 
Romanow ein schreckliches Endes Und auch das eng- 
stimige Regime der Hohenzollern wurde im November 
1918 hinweggefegt. Hierbei ist-es bemerkenswert, 
festzustellen, daß überall, wo die Gewalt von den 
Regierenden angewandt wurde, sich die Regierten in 
demselben Maße der Gewalt bedient haben. 

(Sehr richtig. 
Man sollte nun annehmen, daß Staatsmänner, die doch 
in der Regel für sich in Anspruch nehmen, zu den 
klugen Leuten 'gezählt zu werden, aus der Geschichte 
lernen würden. Dass dies jedoch nicht immer der 
Fall ist, beweist uns der Erlass dieser sogenannten 
Notrerordrung, die wir zu begutachten haben. Die 
französische Zeitung " La Tmps "“ nannte dieser 
Sache in ihrem Kommentar zur Saardebatte im englischen 
Untemhaus den Präsidenten der Regierungskomission 
einen erfahrenen, klugen und hervorragenden Mann. 
Jch muss gestehen, ohne damit dem Herrn Rault per- 
sönlich zu nahe zu treten, daß ich in den bisherigen 
Regierungsmaßnahmen des Präsidenten der Regie rungs- 
kommission nichts finden konnte, was eine besondere 
staatsmännis che Klugheit verraten hätte. 
| (Sehr gut) 

Als rue ermenton im Frühjahr 1920 
ihren Einzug hielt und sich in der Alleestrraße 
etablierte, da atmete die gesamte Saarberölkerung 
zunächst auf. Man hoffte, daß der Mlitärdiktatur 
ein Ende bereitet würde und eine besseres Zeit iaren’ 
Anfang nehme. Aber wir hatten uns bitter getäuscht, 
Schon die Proklamation, mit der uns die Regierungs- 
kormission damals begrüßte, brachte eine Ernüchterung, 
Und was haben wir alles schone rleben müssen in die- i 
sen drei Jahren. Jcherinnere an die Ausweisungen | 
anlässlich das Beamtenstreiks im Jahre 1920, an die 
Nichtachtungdes Selbstverwaltungsrechtes der Kommunen 
bei der Einführung des Franken, an die Nichtachtung 
der Gutachten der Kreis- und Bezirkstage und neuer- 

ings auch des Landesrates, an die Beschneidung des 
passiven Wehlrechts bei der Errichtung des Landes- 
rats wdel.m- | 

Von der Proklamation beim Einzuge im Jahre 1920 | 
‚bis zum Erlass der Notverordmung im März 1923 finden 1 
wir bei fast allen Maßnahmen der Regierungskommissi on 

"immer wieder das Bestreben, die Bevölksrung mundtot | 
zu machen und das Saargebiot dem deutschen \hutter- 
lane zu entreissen, Und so etwas nennt man dann die 
Ausübung der Regisrungsgewalt im Rahmen und im Geiste | 
des Völkerbundes. "ir als Sozialisten können für | 
uns in Anspruch nehmen, noch immer die stärksten | 
Befürworter des Völkerbundes gewesen zu sein; Wir 
kennen kein erhabeneres Ziel als die vollkommene 
Verwirklichung Mer oa ORSSARAIN EIE Bngn Se 3 
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end!ich möglich werde, an die Stelle der Gewalt das 
Recht, an Stelle des Annexionimmus das Sclbstbe- 
stimmmesrecht der Völker zu setzen, an Stelle neuer 
Kriege mit all ihrem Elend und ihren Schrecknissen 
der Menschheit das Glück des Friedens zu geben, 

Es würde uns mit Stolz und Freude erfüllen und 
wir würden os mit Begeisterung in alls "elt hinaus- 
rufen, wenn wir hier an der Saar, in dem einzigen 
Völe rburfsgebiete, auch nur das Geringste von den 
wahren Jdsalen und Segrungen des Völkerbundes ver- 
spüren könnten. Leider können wir es nicht, »tatt 
das Selbstbestinmungsrecht der Saarbevölkerung zu 
achten und kein anderes Interesse als das Tohl _ 
‚der Bevölkerung zu kennen, hat die Regierungskommission 
bis jetzt kein anderes Bestreben gekannt, als die 

olitische und wirtschaftliche Entrechtung der Bevöl- 
erung und dmit den Trsnzösischen Annexionsgelüsten 
auf-das Saargehiet in die Hände gearboitet. Wenn wir 
als Sozialisten uns hier im Saargebiet mit allor Ent- 
schiedenheit ge en diese französischen Annexionsbe- 
strehungen sur Wir setzen, so tun nr es nicht aus 
Gefühlen eines übertriebenen Nationalismus. heraus. 
Unter Nationalismus verstehe ich hierbei jene patrio- 
sische Vebertrieberheit, die man in der Regel mit dem 
Worte " Hurrapatriotismus ". zu charakterisicoren pflegt. 
BEiwas derartiges liegt uns vollkommen ferm. Jm Earen- | 
teil, wir stehen mit ganzem Herzen auf dem Boden unscrer % 
unternationale und kennen keinen sehnlickeren !Iunsch | 
als eine internationale Völkerverständigung. Aber 
gerade deshalb, weil dir die Versöhnung der Völker 
wünschen, haben wir umsomehr das größte Jnteresse da- 
ran, alles das fermzuhalten, was einer internationalen 
Verständigung hinderlich in den leg tritt. Und das 
ist in erster Linie die Nichtachtung des Selbstbe- 
stimmungsrechts Acr Völker, der Annxionismus. Eine 
jede Annexion, bei der das Selbstbestimmungsrecht der 
esr.Bevölkerung missachtet wird, löst in dem von der 
Annexion betrofienen Lande den Geist der Revanche aus 
una so finden neue Konflikte und neue Kriege ihro 
Entstehungsursachen. 

Nun finden wir, daß sich im Saargebiet mit seiner 
rein deutschen Bevölkerung seit Jahr und Tag die offen- 
sichtlichsten Ännexionsbestrebungen seitens Frankreichs 
bemerkbar machen. Und da betrachten wir cs gerade als 
intermtionsle Sozialisten als unsere oberste Pflicht, 
getreu unserer Tradition, diesen Bestrebungen unsere 

anze Kraft ontgegenzustellen. Dann ist es aber auch 
je ganz natüriiche, einem jeden Menschen inre wohnende 
Liebe zur Jeimat, die uns veranlasst, diese Haltun 
einzunehmen. Es is“; die Liebe zu unseren heimatlichen 
Wäldern. zu unseren Tälern und Höhen, die wir in der 
sonnigen Zeit unserer Jugend kennen und schätzen ge- 
lern: haben. Es ist die. Liebe zu unserer Sprache, zu 
unserer herrlichen deutschen Yolkslicdern, die Liebe‘ 
zu unseren Dichtern und Denkern, die uns die Kraft 
verleiht. für die brhaltung all dieser kostbaren Güter | 
den Kampt zu führen. Das Stückchen Erde, auf welchen 4 
wir als Deutsche von deutschen Müttern geboren worden 4 
sind, werden wir zu ee wissen, solange wir 


uyarng > yS1 ydnıbousss varanıgaoos 47 


3 PwoZ 


N \ u M u ze 
N ” « a j evere- 
- ran Kan u dr 2c _ T er per lin = U nm az PERTE (de 


loben- Das ist _kein.Hurrape 
nenismus « 


gr- 


(Schr gut!) 





enn > 
un 





LE) 
Ct 
I 


Be 


Wenn nun die Regierungskommission glaubt, sie 
könnte diesen Gefühlen, dic mit elementarer Gewalt. 
auflaern, mit Hilfe dieser Notverordnung cin Halt 
gebieten, so befindest sie sich in einem verhängnis- 
vollen Jrrtum. Auch hier können wir aus der Geschich- 
te lornen, daß überall, wo die Gewalthaber versucht 
haben, großen Geistosströmungen mit Zuchthauspara- 
graphen und Ausweisungen ontgegenzutreten, die Ge- | 
walt haber unterlegen sind“ Zwei schlagende Beweise | 
finden wir in der neueren Geschichte: Die Kulturkampff- 7 
bewegung und das Sozielis tengesetz, 

Durch das Sozialistengesetz von Jahre 1878 

Jaubte Bismarck ein Mittel gefunden zu haben, um dio 
emokrstie zu vernichten, Tir wissen aber, daß genau 
das Gegenteil erreicht wurde, Nachdem das Sozialisten- 
gesetz 12 Jahre lang gewirkt hatte, war die Demokratie 

stärker als zuvor. Bismarck hatte sich geirrt, or 
hatte außeracht gelassen, daß es ein Ding der Unmöglich- 
keit ist, geistige Strömunem mit Folizeiknütteln 
niederzuschlagen. Und was der eiserne Kanzler Bis- 
marck mit seinen Kürassierstiefeln nicht zerstampfen 
konnte, das wird auch der kleine Staatsrat Rault mit 
scinen Boulevardstiefeln nicht klein kriogen, 

(Bravn! ) 

Being eriae wird noch größer scin, Dem 
er begnügt sich nicht damit, eine Partei zu zer- 
trümmern, sondern er will gleich die ganzc Berölke- 
rung mundtot machen. Die saarbevölkerung ist ‘ruhig 
und zeigt keine leidenschaftliche Veranlagungs Aber 
sie ist außerordentlich zähe,. Und diese Zählgkeit 
wird ihr den Sieg verleihsn,s Das hat auch der Berg- 
arbeiterstreik bewiesen. Herr Rault wird sich noch mun- 
Gerne "ir befinden uns hier an der deutschen Saar 
und nicht in Erenzösisch-Kongo« 

Mit uns das Recht, mit uns der Sigg! 

(Bravo !) | 
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Reinhard (Komii.): Meine Damen und Horren! Jch möchte Jhnen 
ment verlesen und richte an den Herrm Vertre- 
ter der Regierung die Aufforderung, auf dieses Doku- 
ment, das ich verlese, eine Antwort zu geben, Jeh 
habe betont, daß man während des Streiks in Iothringen 
dazu überging, das Recht Streikpostenstehen zu ver- 
bieten, trotzdem ein anderes Gesetz bestand, Das 

ist ein Verbot von Herrn Staatsrat Rault allein ohne 
die übrigen ge der Regierungskommission da- 
ne: gelragt zu haben. Das Dokument hat folgenden 
"ortlaut: 
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es vaargebietes 
Oberste FPolizciverwal- 
tung. 
An den Herin Staatsanwalt Saarlouis. 


Der Herr Präsident der Regierungskommission hat 4 
entschicder, dass die Bestimmung seiner Verfügung vom | 
9.Fehr.1923 bstr.das Streikpos tenstehen keine Anwen- 4 
dung auf die Streikposten finden könne, die auf den 
Zufahrtstraßen nach Lothringen aufgestellt werden und 
hat angeordnet, dass die Streikpos ten, die die auf den 
lothringischen Gruben befindlichen Arbeitswilligen kon- # 
trollieren wollen, mit allen Mtteln zu zerstreuen | 

sind. 2 
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sinds Entsprechende Anweisung ist den b #, arstel- 
len zu erteilen. re | etr.Unterstel 
Der Direktor 
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Meine Damen und Herren! Hiemit ist bewiesen 
dass der Herr Staatsrat selbst cs nicht für nötig fin- 
act, die bestehenden Gesetze zu beachten, denn wenn 
das nacht Etreikpostens tohon besteht. dann gilt es auch 
für diejenigen, die nach außerhalb des Saargebictes 
zur Arbeit gehen. Meiner Ansicht nach hat Sich der | 
-räsident eine Gewalt angemasst, die ihm nicht zusteht. 
Jch bin neugierig, was die übrigen 4 Herren dazu sagen 
werden, Aber bowiesen ist von neuen, daß von Seiten 
dor Regierungskommission versucht wird, mit allen Mit- 
teln die Arbeiterschaft zu unterdrücken; 
| Jch bin neugierig auf die Erwiderung des Herrn 
Staatskormissars. | 


Scheuer Peter (Z.): Meine Dame und Herren! Bei Erlaß der Notverord- | 
nung war die ganze Bevölkerung des Saargebietes riesig neu-# 
Aerie wie die Regierung dieses nach Äsquiih ungeheuer- | 

che Beispiel despotischer Gesetzgebung, diese offenkun- 
nel} ‚diesen schwersten Schlag gegen die 
Autorität des Völkerhkundes rechtfertigen werde.Was der 
Herr Stastskomissar ausgeführt hat,war matt wie Limenade 
und die von ihm gegebene Begründung hat das Haus als eine 
solehe abgetan,die keine ist.Zu überraschen brauchte das 
nieht,denn noch unerforschlicher als Gottes \Vege sind Flä- 
ne,die im Schoße der Saarregierung ruhen.Die wenig benei- 
denswerte Situation,in der sichder Fräsident der hegie- 
rungskommission in Genf befand,hat uns jedoch einen klei- 
nen Einblick in die eigentlichen Beweggründe gewährt. ir 
erfahren dazu aus dem lüunde des englischen Ninisters Wood 
in dessen Bericht üher Genf folgendes: 
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" Der Vorsitzende der Regierungskrmmission habe 
diese zugegebene ausnahmsweise Methode gerechtfertigt,in | 
dem Br Eee habe,daß sie angenommen wırde,um außerordent-I 
lichen Umständen zu begegnen und habe besonders die Gefahr 
betont,die in »aargebiet entstehen könne,wenn die »aar- 
presse subventioniert und ihr ‚von Deutschland 
gestattet würde ‚unbeschränkt und unbehindert als erkzeug 
zur Aufreizung der Bevölkerung des Gebiets und durch Stär- 
kung der Leidenschaften eg der liegelung des Ver- 
trages von Versailles gebraucht zu werden." 


(Bört,. hart. ! ) 


Nehmen wir hierzu,daß der Vertreter der Regierung hier in 
erster Linie von den Ängriffen gegen Heamte in der Fres- 
se: gesprochen hat,so dürfte wohl der Hauptgrund für den 
Erlaß ee N vorliegen.Die Handhahung dersel- 
ben hat bis jetzt,von den Haussuchungen abgesehen ‚auch 4 
nur die Fresse _betroffen,weshalb es mRepraokt ist,vem Mu 
such in aller Kürze,so doch mit allem llachdruck gegen dio M 
in der Notverordnung zum Ausdruck kommenden Unterdrückung MW 
der Fresse zu protestieren und die völlige Überflüssig- 4 
t derartiger \aßnahmen gegen-die_fresse.darzutun. Die \ 
| } 
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Die Verordnung wurde am 7.März erlassen und einige Tage spä- 
ter wurden 4 Verbnte ‚zunächst allerdings auf Probe auf einen 
1 verhängt und werum,lediglich wegen der Wiedergabe einer 
Meldung aus Dortmund. Irgend eine Kritik war an die lieldung 
nicht. geknüpft, Am 4 Se Moiadn wieder 4 Zeitungen verboten, 
diesmal aber gleich auf 8 Tage ‚weil sie die Ansicht eines 
neutralen Berichterstatters in Essen wiedergegeben haben, 

Es ende ohne jede Kritik damit zu verbinden. Am JO. und 
2.April wurden weitere 5 Verbote verhängt auf die Jauer von 
3 Tagen bis 2 Wochen. Was hat die Yerbreitung derartiger Mel- 
dungen mit der Ruhe und Sicherheit im Saargebiet zu tun.Sehr 
interessant ist,daß die Regierung in ihren Verboten die frag- 
lichen et ne nicht etwa als unwahr bezeichnet ,sondern das 
erbot einfach mit dem Abdruck der fraglichen Meldung begrün- 
det.Damit soll jedentalls indirekt die Meldung den Schein der 

Unwahrheit erhalten.Nun liegt aber der Beschwerde gegen das 
erste Verbot der im Saargebiet. erscheinenden Zeitungen ein 
Dokument bei,das etwas anderes besagt.Es handelte sich bei 
dem Verbot um den Abdruck einer Meldung aus Dortmund, wonach 
dort eine Anzahl französischer Soldaten in Privathäusern ein- 
gedrungen seien und sich dort in einer Weise benommen hätten, 
auf welche Frankreich allerdings nicht gtolz zu sein braucht. 
Der besagten Beschwerde liegt nun eine ®rklärung der Dortmun- 


der Polizei bei,wonach die Iranzösischen Soldaten für ihr Vor- E 


Beben von ihren ar ee zu zehn Jahren Zuchthaus verur- 
eilt wurden.W/enn man dann trotzden ge8e die Presse derart 
ee will,dann überschreibe man die Verordnung doch ein- 

ach: 


" Zur Unterdrückung der Wahrheit und Pressefreiheit! " 
{ Sehr richtig !) 


in ‘dieser Hinsicht hat also_die "atreroränung doch wahrhaftig 
nichts mit der Aufrechterhaltung der Ruhe un a den im 
Em pebist zu tün,sondern ist nichts anderes als brutale Ge- 
walt. : 

Aber auch zum Schutze der Beamten ist die Notverordnung 
so überflüssig wie eine gewisse unsaubere Krankheit.Es ist 
von meinen Vorrednern schon darauf hingewiesen,daß unser 
Strafgesetzbuch für Angriffe auf | 
bis zur Unannehmlichkeit der Todesstrafe vorsieht. Äber_ auch 
für Seleidigungen reichen unsere Strafbestimmungen vollkommen 
aus. In Bayern,von dem ja auch ein leil zum Saargebiet gehört, 
kommen bestimmte Farle von Deamtenbeleidigungen durch die 
Fresse sogar vor das »chmurgericht! Wie weit soll denn der 
Schutz der Beamten noch gehen. | 

Wenn man von solcher Sorge für die Beamten erfüllt ist, 
dann soll man sich doch auch einmal des armen Stenografen _ 
erinnern,der gestern und heute allein da sitzt_und eine Leis- 
tung vollbringen soll,die über das Menschenmögliche hinaus- 

eht. Wer weiß,was_es heißt ‚Stenograume aufzunehmen,muß diesen 
ustand als unmöglich bezeichnen.Und dazu soll ‚wie man hört, 
0 enahlane in umgekehrtem Verhältnis zu den Leistungen 
stehen. | 


( Sehr richtig ! ) 


Es hat mich übrigens gewundert, daß die Beamten nicht selber 
egen den >chutz,wie ihnen Cie. Notverordn beschert , protes- 
ıert haben,denn durch die ea Unterdrüc der in Be- 

tracht kommenden Artikel ist doch die Haltlosigkeit der in 


derselben erhobenen Beschuldigungen noch nicht dargetan. 
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Mit einer sölchen Art von Rehebilitierung ist den Beamten 
doch wahrlich ein scenlecenter Dienst erwiesen. In dem Eifer, 
mit welcher die Regierung bei der Notveroränung zu Werke ge- 
sangen,hat die Regierung gar nicht gemerkt.welche geradezu 
läeherliche Bestimmungen gahei mit aufgenommen wurden. Was 
soll denn in den kleinen aargebiet mit einer Kinwohnerzahl 
wie etwa Köln mit der Verordnung anzufangen sein,daß einen 
Verurteilten auf die Pauer bis zu 5 Jahren ein bestimnter 
Aufenthalt im Saargebict angewiesen werden kann. Gewiß hat 
diese Bestinmn auch ihrs ernste Seite,indem durch dieselbe 
über die Söhne - „andes von einer Fremdherrschaft verfügt 
wira,der wir bei ihrem Abzug 1955 vielleicht nicht das Zeug- 
nis ausstellen können,das "rankreicen 1372_oen abziehenden 
deutschen Truppen ausstellte.Aber in der Praxis dürfte die 
Handhabung dieser Besvimmung dech meist ein »2chlag ins llas- 
ser sein,denn im Zeitalter des letefons und Zelegraphen ist 
es doch z.B.einem Redakteur dadurch nicht unmöglich gemacht, 
seine Zeitung zu redigieren.daß er von deren Erscheinungs- 
ort etwa nach dem unter einem anderen Namen mehr bekannten 
rrensohr verbannt wird,weil er vielleicht nicht das er- 
wünschte Maß von Verständnis für die Würde des »chah,s von 
Persien aufgebracht,der ja auch zu den Siegern gehören soll. 
Sta&t nach den Vorbildern eines Friedrich ces Großen und Na- 
en den Beispiel der hritischen Besatzung eine Politik der 
Tlugheit und Vernunft zu verfolgen,nimmt die Regierung den 
sterken Mann und droht mit Gewalt auf. Gewalt. Nachden das 
zuerst so beliebte Mittel der PUBRRLSERERE jetzt nicht mehr 
ohne Weiteres anzuwenden ist,komnt jetzt_die sogen.Notverord- 
nung,die einfach darauf hinausläuft,der Fresse die Erfüllung 
ihrer Pflicht der Wahrung der öffentlichen Interessen glatt 


welche uns das neue a... bringen sollte,wie die feust aufs 
Auge. Acht volle Tage läßt man eine Stadt,wie Saarbrücken, 
ohne ihre deutschen Zeitungen,lediglich wegen einer den Fran- 
zosen unangenehmen latsachenmeldung.!io bleibt de das der 
egierungskommission anvertraute Wohl der Devölkerung, wozu 
auch die Existenz der Zeitungsbetriebe und die Hunderte von. 
ihr lebenden ‘Fersonen gehören. Mit Demokratie und !reiheit 
hat eine solche Politik doch wahrhaltig nichts mehr zu tun. 


\ 


{ Pehr richtig ! ) 


Im Eifer der Verteidigung der Notyerörähung in Genf hat der 
Herr Präsident von der MWglichkei; gesvrochen,daß dis_»aar- 
presse von Deutschland subventioniert werden könnte. Vabei 
mag der Herr Präsident an die Summen gedach* haben,die der 
teuere Sagarkurier dem französischen Propagandadienst schon 
ekostet hat,der ohne ‘die Frankennahrung aus dieser Quelle 
jas Säuglingsalter nicht über,ebt hätte. 80 ist die »ache 
bei der deutschen Presse des »aargebietes denn doch nicht. 
Es dürfte auch der Begierungskommission nicht unbekannt sein, 
daß die deutsche Saardevölkerung weiß,was sie an ihrer Pres- 
se hat und. daß sie jedes Opfer. Tür dieselbe zu bringen bereit 
ist.Speziell. von der katholischen Presse kann ich sagen, daß 
es die Ehre und der Stolz des ketholischen Volkes des vaarge- 
bietes ist,sich seine Presse aus ceigener Xraft unabhängig 
und von allen Einflüssen {rgi und rein zu halten:Von der 
katolischen Fresse hat die Saarregisrung auch nicht die 
Propaganda eines gewaltsamen Unsturzes zu befürchten,denn 
für die katnolisene Presse gilt das gleiche Apostelwort wie 
für den katholischen Pfarrer Bungarten in seinem Briefe: 


— 


” Ihr Mnechte unterwarfet Kuch mit aller 


Ehrfurcht 


i 
ch zu machen.Nie ganze nor paßt zu der Freiheit, 
he e 
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Ehrfurcht Euren Herren,nicht nur den Bare® 
und nachsichtigen,sondern auch den schlimmen. " 


Die Gefahr für die deutsche Presse ‘des »aargebietes ist er- 
kannt. as macht die Presse aber nicht mıtlos,sondern sie wird 
der Gefahr zu begegnen wissen. Die Helt war in diesen lagen 
Zeuge ‚wie 70 000 Saar-Sergarbeiter ihre gefährdeten Rechte 
und Freiheiten gegen lockungen wie Drohungen zu verteidigen 
wußten.Und der 40 ward ihnen,ward ihnen trotz der HoII- 
nung der anderen Seite,mit Hilfe gefügiger Werkzeuge eine 
Bresche in die Einheitsfront schlagen zu können. as mag die 
Sanz eSiorung rechtzeitig beherzigen,denn die Welt wird auch 
den lag erieben,an dem das Volk an der »aar den Sieg über den 
neuesten Bingriif in seine berechtigte Freiheit und die frei- 
heit seiner Presse erringen wird. Mit dieser Freiheit ist 

cie vorliegende Verordnung unvereinbar und deshalb für den 
Landesrat unannehmbar. 


(BEB3r7012) 
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Vorsitzender: Herr Scheuer,Sie haben angezogen,daß mır ein Steno- F 
Be hier ist.Die Ursache Maps darin,deß der Stenograph,der 
estellt wer,nicht gekommen ist.-Ich werde dafür Sorge tragen, 

daß in Zukunft genügend »tenographen hier sind. Die Verent- 
wortung übernehme ich. _ 2 
Wünscht noch jemand das Wort ? 


Steatskommissar Dr.&A.Liesch: Vor Schluß der Debatte möchte ich 
Ihnen sagen,daß ich ermächtigt bin, Ihnen mitzuteilen,daß die 
Verordnung nur ein Frovisorium darstellt.Es sollte nur das \ 
Gutachten des Landesrates abgewartet werden und die Regierungs- 
kommission beabsichtigt,die Vorlage einer neuen Früfung zu 4 
unterziehen. 


(Zaruf: Zurückziehen ! ) '. 


Kiefer ( 2.): Wir beantragen eine kurze Vertagung,damit wir das if 
Gutachten formlieren können. | 


Peuse! 


Vorsitzender: "ir fahren fort in der Besprechung. Das Wort zur 
ibgabe des Mutachtens hat der Abg. Kiefer. 


Kiefer (Z.): Meine Damen und Herren! 
' Sämtliche Farteien des landesrates lehnen es als des 


Landesrätes unwürdig ab,zu der sogenannten Notverord- 
nung ein Wutachten abzugeben. " 
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Vorsitzender: Ich schließe hiermit die Besprechung zu diesem Punkt 
der jagesordnung. 
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“ir kommen weiter zu Punkt 2 


Erhebung der Gerichtskosten,sowie der Gebühren und _ 
huslagen der Notare,Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher 
in Frankenwährung. 


Ener Aalen aan e e VEn  Antaarere En rea- Denn e 
Bi “ R a r _ m 


sionen l und 3 zu überweisen, BL | 
Punkt wird der Rechts-und Steuerkommission überwiesen(l & 5) 1 


Mr 


W Ppwg 


Punkt 9 ' der Kommission 8 | 
Pınkt der Kommission für Soziale Gesetzgebung. 


Punkt 11 und 12 der Nechtskomission. 
Punkt 13 der Aomission 2 
Punkt 14 Änderungen des Postgesetzes vom 28. Oktober 1871. 


TE nn 


© 


Hierzu hat der Abgeordnete becker das liort! | \ 


Becker (Z.) : Meine Damen und Herren! Die Verordnung über Änderung # 
des Fostgesetzes vom 28,0ktober 1871 bedarf gründlicher &- X! 
ratung.!!ir werden uns in der Kommission noch mit der Vorlage || 
beschäftigen, Im ausdrücklichen Auftrage fast aller Parteien: |! 
des Landesrates mıß ich zunächst auf einige Verkehrsfragen, 4 
die von großer Bedeutung für das Saargebiet ie 7 

ın der letzten Sitzungsperidde habe ich auf den 


neuen | 
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neuen Bestimmungsausweis, den die französische Zollver- 
waltung eingeführt hat, hingowiesen, Jch muss die _ | 
Forderung unterstreichen, daß der Bestimmungs ausweis 
unabhängig von der Ausfuhrbewilligung erteilt werden | 
musse Um einige Kleinigkriten aus Doutschland zu bo- | 
zichon, bedarf es eines Ein- und Ausfuhrverfahrens, das ; 
8 Wochen dauert, da das Ein- und’ Ausfuhrant in Saar- } 
brücken den Verhältnissen nicht gewachsen ist. .Jch 
habe mir sagen lassen, daß beim Zin- und AusfTuhramt 
Saarbrücken der Verkohr durch Schutzleute gercgelt 
werden muss. Durch den großen indrang bei diesom Amt 
entsteht cin großer Zeitverlust und die Regierungskom- 
mission muss allcos tun, um die Verzögerungen auf das 
eringste Maß herabzusetzen. Jn den lotzten Tagen ist 
as Ein- und Ausfuhramt sogar 3 Tage geschlossen wor- 
den, woil dio Schilder beschmutzt worden waren. \ir 
billigen es, wenn Saboteure bostraft werden, man soll 1 
sie fässen und nicht laufen lassen wie den Freihorm 
von Kennol. Aber dass das Bin- und Ausfuhramt 3 Tago 
schlicßt und die Saarbevölkerung auf's 'schwerstco schä- 
digt, dafür haben wir kein Verständnis. Yohin sollen 
wir koumen, wenn nach berühmten Mustern jede untergceord- 
nete Behörde dazu übergeht, Sanktioner zu verhängen» 
"ir fordern femer, dass der Verkehr mit dem besetzten 
Gebiet aufgenomen wirds Auf dor einen Seite bestcht 
das Verbot der deutschen Regierung, auf der anderen 
Scitoe das der Rheinlandskommission. Der chrliche !!illc 
zur Vorständigung scheint gefehlt zu haben. Dio Saar- 
regierung muss unbodingt direkt Verhandlungen mit dem 
Deutschen Reiche aufnemen, um den direkten Vorkchr mit 
dem bescotzten Gebict wieder sicherzustsllen. Die Saar- 
resierung untersteht nur dem Völkerbund, sic untersteht 
nicht dor Rheinlandskemthission: 
(Sehr richtig) 
Der Generalsekretär der Regierungskomission hat aber 
ohne weiteres “uftr.ge der Rheinlandskomission ange- 
nommen. Er führt hier im Namen der Rheindandskommission 
die Geschäfte, Jch weiß nicht, wieweit_er dadurch die 
Neutralität des Saargebicotes und des Völkcrbundes verletzt.3 
| Der Postverkehr ist ja geregelt, wenn auch die i 
Postsachen mit großer Verspätung hier anlangen. 

Wir begrüßen cs auch, dnß eine Lösung gefunden 
wurde, die cs den Eisenbahncern erlaubt, ihre Kameraden 
von den Gruben auch cinco kurze Strocke im bescotzten Ge- 
bict zu bofördern. Es ist selbstverständlich, daß die- . 
ser Vorkehr nur auf die Bergarbeiter beschränkt bleiben 
musse Der Güterverkehr stockt fast ganz. Wir sind 
daher umsomehr auf den Vorkehr mit Tastkraftwagen an- 

gemiescn,. "ir finden aber, da dem lastkraftwagenver- 
schr außerordentliche große Hindemisse boreitct wer- 
‚dene Dis Rhoinlandkommission hat bekanntlich cine 
Veroränung 164 herausgegeben, durch welche besondere 
Scheine für das Saargobict vorgeschriebm sind, für die 
eins Gebühr erhoben wirds Die Scheine sollen an der 
‚sSaarlandgsrcenzc zu habın sein; sie waren aber bisher E 
nicht orhäitlich. Am 5. Mai sind zum ersten Mal "Tagen 
im besetzten Göobiet angohalten und boschlagnahnt wor- 4 
der, am 6. Mai war die Bestimmung der Rheinlandkommis- #4 
sicn bekannt, die Scheine waren aber immer noch nicht E 
zu haben. Jnzwischen sind 20 Saar-Lastkraftwagen im 
besstzten Gebict DO RN worden, Es sind Rast- 
kreftwagen mit ILobonsmittel,und Margarinc heladın. 
Große lNiöngen Lebensmittel sind verdorben. Die Tagen I 
rg von der Bosatzungsbcehörde zu eigenen Zmeckon be- 9% 
‚autzts 
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Heute ist nun eins reue Verordnung herausgegeben mwordon, 
Kein Mensch weiß, was drin steht. Tiir wissen nur, daß i 
Lastkraftwagen nicht über dio Grenzo gelassen worden | 
sind. Das ist unsrträglich. - | 
' Auch der Verkehr der Personen-Kraftwagen ist durch 
untergoordncte Organe fast ganz verhindert. Die Vor- 
schrift der Verordnung 164 vird falsch oder willkürlich 
eusgelegt, Jch selbst wurde mit Arretierung 'bsÄäroht, j 
weil eine andere Person bei mir im Auto sass. Es wurde i 
der Nachweis verlangt, daß diese Person mit mir vcrwandt 
181, Der Gendarm zeigte dabei schr' wenig Respekt vor dem 
saarlandpass, obwchl wir Jarin als Schutzbefohlence Frank- 
reichs bozeichnet werden. Vielleicht hat er bei den 
Schutzbefohlenen Frankrcichs nur an Marokko gedacht. “ 
Sehr gut ) il 
Durch alle dorartige Maßnahmen wird der Friodens- 
vortrag vorlotzt, der in $ 22 Abs.3 lautot: 
Personen, aren, Schiffe, Eisonbahnragen, Fahr- “ 
Zeuge und Postsendungen, die aus dem Saargebiot I 
heraus- oder in dassolbe hineingehen, genießen 
alle Rechte und Vortcile bezüglich Durchfuhr und 
der Beförderung, wie sie es in den Bestimmunsen | 
dcs Teilcs XII (Häfen, "asserstraßen, Eisenbah- ....___ 
nen) des gegenwärtigen Vertrages einzeln aufge- Ti 
tührt sind." - Pete 
Die Rheinlandkommission hindert z.Zt. die Deutsche 
Regierung an der -Ausübung ihres Hoheitsrechtos, aber da 
Deutschland mit dem $ 22 des Versailler Vertrages dio 
Verpfilicht übernommen hat, den Saarfahrzeugen freien 
Durchgang und freien Verkehr im besetzten Gebiet zu ge- 
währen, ist dio Rheinlandskommissien verpflichtet, in 
- ‚diese Verpflichtung Doutschlands einzutreten, denn | 
Beutschlang ist durch dic Naßnahmen:der Rheinlandskommis- { 
sion verhindert, sein Hoheitsrecht auszuüben. Tenn dic 
Rhoinlandskormissien den lastkreftragenverkehr, behindert, „, 
macht sie sich ‚einsr Verletzüngüos ersailler Vertrages. 
"elish e a, ange re) ar \ | 
Vorsitzender: Herr Bocker, ich habe eingangs geglaubt, .daß Sie 
über etwas sprechen wollten, was mit der Verordnung im‘ j 
Zusammenhang steht, Sie gshen hicor aber ctwas zu wcit. | 
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Mitglied Becker: fortfahrend: Es sind dies schr.wichtigc Fra- N 
gone‘ Die :Regierungskommission muss Sorge tragen, daß'‘» N 
 _die.Jnteressen des Saargebistes nicht vorlotzt worden. j 
Re N une HEBT DIA Ebene 4 

| les oinstecken. ‚Als von Deutschland nur cin \ 
; 





ec a ProZ 


komission a 
Telegramm versehentlich an die Risenbahndircktion des 
yaargebiotes geschickt wurde, konnten wir feststellen, h 
dak man dicses Tele gramm schon zum Gegenstand einer Bi- - 1 
schwcrde benutzt hats; j 
sch möchte die Regie rungskommission daran crinnern, 4 
daß ihre erste Fflicht und dio srstc vom Völkerbund über-- WE 
tragew' Pflicht ist, die Viohlfahrt der Bevölkerung zu 


wahren. | | 

(Sehr richtig) | 1 

Jch beantrage, die Verordnung botr.Aonderung des Mi 

Postgesetzus vom £8.0ktobcor 1871 an dio 4.Kommission zu u 
überweiseno - | | 


Vorsitzendcr: 





Tn 
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Vorsitzender: 
Punkt 15 


Dr.Sender: _ "ir beantragen Verweisung an die Komission für 
“ Kultus= und Schulangelogenheiten. 


Punkt 16 an die Kommissionen 7 und 8 


Vorsitzender: Punkt 17 wird überwiesen an oino Spezialkom- 
mission, bostehend aus ‘den Herren Hoffmann, "agner, 
Heinz und Nicderländer. 
Sind Sie damit einverstanden. 
"ir sind jetzt am Schluss der Tagesordnung 
ngc lmgt. | 
Karüus (Z.): zur Geschäftsordnung. 
Es wurde mir mitgeteilt, daß die Pensionszah- 
lungen aus dem Reich nicht erfolgen "könnten wogen . 
bostchenden Verkehrsschwicrigkeiten._ Jch bitte den 






— 


Vertreter der Regierungskommission, ‘dafür zu sorgen, 


daß die Pensionen ausgezahlt werden. 


Br 


Vorsitzender: Jch schlioße hisomit die Sitzung (5 Uhr 15 Min.) 
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